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nhalt. 


Gilt das Geſetz vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49 über die inter⸗ 
confeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger auch für Aus⸗ 
länder? Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Frage der Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete. Aus dem Umſtande, daß 
Jemand ſeine Exiſtenz nur durch Contrahirung von Schulden friſte (und 
das Schulgeld nicht bezahlen könne), läßt ſich die Annahme, daß derſelbe 
im Sinne der Ausweiſungsbeſtimmungen der öffentlichen Mildthätigkeit zur 
Laſt falle, nicht begründen. 

Der Dachs iſt als ein der Jagd vorbehaltenes Thier anzuſehen. 

Beweiskraft ſteuerämtlicher und gemeindeämtlicher Certificate über die Eigenſchaft 
einzelner Grundparcellen als Zugehör einer anderen Liegenſchaft. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Gilt das Geſetz vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
Ar. 49 über die interconfeſſionellen Berhältniffe der 
Staatsbürger auch für Ausländer? 


Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 


Alle Geſetze gelten in gleicher Weiſe für In⸗ und Ausländer, 
inſoſerne nicht für letztere Ausnahmen ſtatuirt ſind. 

Da nun das Geſetz vom 25. Mai 1868 über die inter⸗ 
conſeſſionellen Verhältniſſe der Aufſchrift nach nur ſür Staatsbürger erlaſſen 
wurde, ſo ſcheint obige Frage einſach verneint werden zu müſſen. Und 
dennoch iſt in der Praxis ſchon wiederholt die gegentheilige Anſchauung 
zur Geltung gelangt. Hier muß vor Allem der Miniſterial⸗Verordnung 
vom 18. Jänner 1869, R. G. Bl. Nr. 13, Erwähnung geſchehen, 
womit in Ausführung der Art. 4 —6 des fraglichen Geſetzes in Be⸗ 
ziehung auſ den Uebertritt von einer Kirche oder Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaft zur andern in $ 2 beſtimmt wurde, daß die Competenz der 
Behörden zur Entgegennahme der Austrittserklärung durch die öſter⸗ 
reichiſche Staatsbürgerſchaft des Austretenden nicht bedingt iſt. Der 8 1 
erklärt die politiſche Behörde des Wohn⸗ oder Aufenthaltsortes des 
Meldenden als die zur Entgegennahme der Erklärung des Austrittes be⸗ 
rufene. Wird aber das Geſetz in einem Theile als für Ausländer wirk⸗ 
ſam erklärt, ſo muß das Gleiche auch für die übrigen Abſchnitte des⸗ 
ſelben gelten. 

Es liegt auch bereits hinſichtlich des Abſchnittes, welcher ſich auf 
das Religionsbekenntniß der Kinder bezieht, eine miniſterielle An⸗ 
ſchauung vor. 

Es hat nämlich Prof. Dr. Samitſch in der öſterreichiſchen Zeit⸗ 


ſchrift für Verwaltungs⸗Rechtspflege (1877, Seite 515) eine Entſcheidung 
des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 7. Juni 1877, 
3. 4467, veröffentlicht und bei dieſem Anlaſſe die in dieſer Abhandlung 
erörterte Frage als controvers bezeichnet. In dem dieſer Entſcheidung 
zu Grunde liegenden Falle hat ein Ausländer vor ſeiner Niederlaſſung 
in den k. k. Staaten den Austritt aus ſeiner ehemaligen Confeſſion für 
ſich und ſeine unmündigen Kinder rechtswirkſam erklärt. Während die 
erſte politiſche Inſtanz und insbeſondere die Statthalterei unter Hin⸗ 
weiſung auf die 88 33 und 34 des a. b. G. B. erkannt haben, daß 
die noch nicht 14jährigen Kinder des Ausländers nach Art. 1 des 
Geſetzes vom 25. Mai 1868 dem früheren Religionsbekenntniſſe des 
Vaters noch jetzt angehören, weil der Austritt ohne Uebertritt nicht als 
Religionswechſel anzuſehen ſei, hat das Miniſterium entſchieden, daß 
die Giltigkeit und Tragweite dieſes Aetes als bereits feſtſtehend nicht 
mehr nach öſterreichiſchem Rechte feſtzuſtellen kömmt, und daß insbeſondere 
die Wirkungen des Actes für die Kinder nicht nach jenen Grundſätzen 
beurtheilt werden können, welche maßgebend wären, falls der Act erſt 
nach der Anſiedlung des Recurrenten in Oeſterreich vorgenommen worden 
wäre. Es haben ſonach alle drei Inſtanzen die Giltigkeit der Art. 1 
und 2 in Beziehung auf das Religionsbekenntniß der Kinder auch für 
Ausländer anerkannt, und es war bei Beurtheilung der Competenz 
nicht die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, ſondern der Wohnſitz in den 


k. k. Staaten ein Ausſchlag gebender Factor. 


In einem andern Falle ſtellte ein Ordinariat unter Berufung 
auf Art. 3 an die Statthalterei das Erſuchen, die katholiſche Erziehung 
eines Mädchens, deſſen Vater Ausländer und evangeliſch, deſſen Mutter 
katholiſch war, mit Beziehung auf den Art. 1 zu ermöglichen. Die 
Statthalterei hielt ſich competent, obgleich es ſich um einen Ausländer 
handelte, leitete Erhebungen ein und lehnte ſchließlich jede Ingerenz ab, 
weil beide Eltern vor Eingehung der Ehe die Erklärung abgegeben 
hatten, die aus der Ehe zu erhoffenden Kinder in der evangeliſchen 
Religion erziehen zu laſſen. 

Prüſt man den Inhalt der folgenden Abſchnitte des Geſetzes 
in Beziehung auf Functionen des Gottesdienſtes und der Seelſorge, 
auf Beiträge und Leiſtungen, auf Begräbniſſe und in Anſehung der 
Feier⸗ und Feſttage, ſo ergibt ſich förmlich eine zwingende Noth⸗ 
wendigkeit, die Beſtimmungen dieſes Geſetzes auch für und gegen Aus⸗ 
länder anzuwenden. 

Was die Anwendbarkeit der Geſetze auf Ausländer überhaupt 
betrifft, gilt in ſtraſrechtlicher Beziehung der Grundſatz, daß Fremde 
den öſterreichiſchen Geſetzen unterworfen ſind. In privatrechtlicher Be⸗ 
ziehung kommen den Fremden überhaupt gleiche bürgerliche Rechte und 
Verbindlichkeiten mit den Eingebornen zu, wenn nicht zu dem Genuſſe 
dieſer Rechte ausdrücklich die Eigenſchaft eines Staatsbürgers er⸗ 
fordert wird. 

Das allg. bürgerl. Geſetzbuch ſpricht im 8 287 von Sachen, die 
allen „Mitgliedern des Staates“ zur Zueignung überlaſſen oder zum 
Gebrauche verſtattet werden und ungeachtet der geſetzlichen Beſchränkung 


auf die Mitglieder des Staates müſſen ihnen in beiden Richtungen die 
Fremden gleichgeſtellt werden. 

Durch das Geſetz über die interconſeſſionellen Verhältniſſe werden 
öffentlich rechtliche Beziehungen geregelt, und auch da kann der in der 
Aufſchrift enthaltene Ausdruck „Staatsbürger“ der Anwendung des 
Geſetzes auf Ausländer nicht entgegenſtehen. 

Der Satz „locus regit actum“, der ſelbſt in eherechtlicher Be⸗ 
ziehung zur Geltung gelaugt iſt, muß hier als Richtſchnur gelten. 

Die Geſetze zum Schutze der perſönlichen Freiheit und des Haus⸗ 
rechtes ſind in den Art. 8 und 9 des Staatsgrundgeſetzes über die 
allgemeinen „Rechte der Staatsbürger“ als Beſtandtheile dieſes Staats⸗ 
grundgeſetzes erklärt, und Niemand wird zweifeln, daß die Geſetze auch 
für Ausländer Geltung haben, in welcher Beziehung auf den Aufſatz 
in dieſer Zeitſchrift (1871, S. 20) hingewieſen wird. Es würde hier 
zu weit führen, die einzelnen Artikel des Staatsgrundgeſetzes über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger in Hinſicht auf ihre Geltung für 
und gegen Ausländer zu erörtern. 

Nur auf das Geſetz vom 25. Mai 1868 ſoll noch hingewieſen 
werden, wodurch grundſätzliche Beſtimmungen über das Verhältniß der 
Schule zur Kirche erlaſſen werden, und welches im $ 3 beſtimmt, daß 
die vom Staate, einem Lande oder einer Gemeinde gegründeten oder 
erhaltenen Schulen allen „Staatsbürgern“ ohne Unterſchied des Glaubens⸗ 
bekenntniſſes zugänglich find, während der § 2 des Geſetzes vom 
14. Mai 1869, enthaltend die Grundſätze bezüglich der Volksſchulen, 
lautet: Jede Volksſchule, zu deren Gründung der Staat, das Land 
oder die Gemeinde die Koſten ganz oder theilweiſe beiträgt, iſt eine 
öffentliche Anſtalt und als ſolche „der Jugend“ ohne Unterſchied des 
Glaubensbekenntniſſes zugänglich. Hier iſt die Beſchränkung auf die 
Staatsbürger eliminirt und ſicher iſt die öſterreichiſche Volksſchule dem 
Ausländer weder thatſächlich noch geſetzlich verſchloſſen. 

Nach dem Inhalte des § 35 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, 
R. G. Bl. Nr. 50, betreffend die Regelung der äußeren Verhältniſſe 
der katholiſchen Kirche, bildet die Geſammtheit der in einer Pfarr⸗ 
gemeinde „wohnhaften Katholiken“ desſelben Ritus eine Pfarrgemeinde. 

Durch die Hinweiſung auf alle dieſe geſetzlichen Beſtimmungen 
ſoll angedeutet werden, daß im Staate für ſeine Bürger öffentlich⸗ 
rechtliche Beziehungen zu regeln, Geſetze zu erlaſſen und Inſtitutionen 
zu ſchaffen ſind, die zunächſt für den „Staatsbürger“ beſtimmt ſind, 
deren Begünſtigungen aber dem Ausländer der Natur der Sache nach 
zu Gute kommen, deren beſchränkenden Beſtimmungen er ſich fügen muß. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete. Aus dem 

Umftande, daß Jemand feine Exiſtenz nur durch Contrahirung 

von Schulden friſte (und das Schulgeld nicht bezahlen könne), 

läßt ſich die Annahme, daß derſelbe im Sinne der Ausweiſungs⸗ 

beſtimmungen der öffentlichen Mildthätigkeit zur Laſt falle, nicht 
begründen.) 

Andrkas W., nach T. zuständig, wohnhaft in K., geweſener 
Diurniſt bei der Bezirkshauptmannſchaſt T., wurde mit Beſcheid des 
Bürgermeiſteramtes B. vom 22. Auguſt 1877, Z. 932, aus B. aus⸗ 
gewieſen. Der bezügliche Beſcheid lautet: 

„In Erwägung, daß Sie ungeachtet mehrmals erfolgter Mah⸗ 
nungen mit der Zahlung des für Ihre Kinder entſallenden Schulgeldes 
aus den Schuljahren 1876 und 1877 auch heute noch im Rückſtande 
geblieben ſind und die dieſerhalb vorgenommene Pfändung reſultatlos 
ſich erwieſen hat; — in weiterer Erwägung, daß Sie, wie erhoben 
worden iſt, Ihren Lebensunterhalt durch Contrahirung von Schulden 
zu friſten ſuchen, indem Sie erwerblos daſtehen; — in endlicher Erwä⸗ 
gung, daß Sie durch dieſe thatſächlichen Verhältniſſe indirect der Mild⸗ 
thätigkeit zur Laſt fallen, wird Ihnen gemäß § 11 der Gemeindeord⸗ 
nung hiemit der Auftrag ertheilt, mit ihrer Familie die Ortsgemeinde 
B. binnen 14 Tagen vom Tage der Zuſtellung dieſes Auftrages zu 
verlaſſen.“ 

Der Gemeindeausſchuß von B. hat in Folge Recurſes des 


) Vergl. die Mitth. in Nr. 40 auf S. 159 des Jahrg. 1876 dieſer 
Zeitſchrift. 
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Andreas W. in der Sitzung vom 12. September 1877 in der Erwä⸗ 
gung, daß Andreas W. erwerb⸗ und ſubſiſtenzlos, nur durch Eontrahi⸗ 
rung von Schulden die Fortfriſtung feiner Perſon und Familie ermög⸗ 
liche und ſonach indirect der Mildthätigkeit zur Laſt ſalle, — einhellig 
beſchloſſen, den recurrirten bürgermeiſterlichen Auftrag aufrecht zu halten 
und den Recurs abweislich zu beſcheiden. 

Dem gegen dieſes Erkenntniß eingebrachten Recurſe hat die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft T. unterm 1. October 1877, 8. 8367, keine 
Folge gegeben u. zw. aus den Gründen des angefochtenen Erkenntniſſes. 

Die k. k. Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 26. März 
1878, Z. 9920, dem Recurſe des Andreas W. keine Folge gegeben 
und zwar aus dem Grunde, weil Andreas W. (inzwiſchen) mit Urtheil 
des k. k. Bezirksgerichtes T. vom 5. September 1877 der im § 461 
St. G. bezeichneten Uebertretung der Veruntreuung ſchuldig erkannt 
wurde, ſomit keinen unbeſcholtenen Lebenswandel führt und die Gemeinde 
B. daher im Grunde des § 11 berechtigt iſt, demſelben den weiteren 
Aufenthalt in der Gemeinde zu verweigern. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 
25. Juli 1878, Z. 9126, erkannt: „Dem Recurſe des Andreas W. 
gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 26. März 1878, 3. 9920, 
mit welcher unter Beſtätigung der Entſcheidung der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft T. vom 4. October 1877, 3. 8367, und des Beſchluſſes 
des Gemeindeausſchuſſes B. vom 12. September 1877 die vom Bür⸗ 
germeiſter in B. unterm 22. Auguſt 1877, 8. 932, ausgeſprochene 
Ausweiſung des Andreas W. und ſeiner Familie aus dem Gebiete der 
Gemeinde B. aufrecht erhalten wurde, — wird Folge gegeben und 
dieſelbe, ſowie die citirten unterinſtanzlichen Entſcheidungen und der 
Beſchluß des Bürgermeiſters in B. vom 22. Auguſt 1877, 8. 932, 
behoben, weil durch die Nichtzahlung des Schulgeldes und Contrahirung 
von Schulden Andreas W. der öffentlichen Mildthätigkeit nicht zur Laſt 
fiel, derſelbe zur Zeit ſeiner Ausweiſung noch unbeanſtändet war, ſomit 
die Vorausſetzungen des § 11 der Gemeindeordnung, unter welchen die 
Gemeinde einem Auswärtigen den Aufenthalt in ihrem Gebiete ver⸗ 
weigern kann, zur Zeit der erfolgten Ausweiſung nicht vorliegen und 
die am 5. September 1877 erfolgte Abſtraſung des Andreas W. 
wegen der Uebertretung der Veruntreuung bei Beurtheilung der Frage, 
ob die Gemeinde am 22. Auguſt 1877 berechtigt war, denſelben aus 
ihrem Gebiete auszuweiſen, ohne Einfluß iſt, da dieſe Abſtrafung keine 
rückwirkende Kraft hat.“ II. 


Der Dachs iſt als ein der Jagd vorbehaltenes Thier anzuſehen. “) 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 18. Juni 1878, 
3. 7638, nach mit dem k. k. Ackerbauminiſterium gepflogenen Einver⸗ 
nehmen dem Recurſe des Mathias A. in S. gegen die Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 26. October 1877, betreffend die Vergütung des 
von demſelben durch Dachſe erlittenen Feldſchadens Folge zu geben und 


unter Behebung der vorcitirten Entſcheidung auszusprechen befunden, 


daß der Jagdpächter Joſef R. zur Vergütung des erwähnten auf 8 fl. 
geſchätzten Schadens verpflichtet iſt. Die Begründung der Miniſterial⸗ 
Entſcheidung lautet: „Dieſe Entſcheidung beruht auf dem vom Ackerbau⸗ 
miniſterium eingeholten fachlichen Gutachten und insbeſondere darauf, 
daß im Hinblick auf den § 3 des Jagdpatentes vom Jahre 1786 nur 
ein gemeingeſährliches und überhaupt überwiegend ſchädliches Raubthier 
der vom Jagdrechte unabhängigen Verfolgung überlaſſen ſein ſoll, dieſer 
Kategorie von Thieren der Dachs ſeiner Natur nach aber um ſo 
weniger beigezählt werden kann, als in einzelnen Ländern für den 
Dachs eine Schonzeit geſetzlich normirt iſt.“ M. 


Beweiskraft ftenerämtlicher und gemeindeämtlicher Certificate 
über die Eigenſchaft einzelner Grundparcellen als Zugehör einer 
anderen Liegenſchaft. 

Auf Grund des Certificates des k. k. Hauptſteueramtes in K. vom 
22. April 1870 und des Amtszeugniſſes der Gemeinde B. vom 
22. December 1877 wurde dem Wilhelm O. mit Beſcheid des k. k. 
Bezirksgerichtes K. vom 27. December 1877, 3. 58.898, die grundbücher⸗ 


) Vergl. auch die Mittheilung in Nr. 18 auf S. 72 des Jahrg. 1877 
dieſer Beitjchrift. 


liche Anmerkung der Zugehörigkeit der Parcelle Nr. 144 in B. zu 
ſeiner daſelbſt gelegenen Realität Nr. 14 bewilligt. 


Dem von Anna N., Beſitzerin der Realität Nr. 7 in S., wider 
dieſen Tabularbeſcheid eingebrachten Recurſe hat das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht in Prag mit Erledigung vom 25. Februar 1878, Z. 6328, 
ſtattzugeben und in Abänderung des angeſochtenen Beſcheides das Geſuch 
des Wilhelm O. de praes. 24. December 1877, 3: 58.898, abzuweiſen 
befunden; denn dieſes Geſuch ſtützt ſich auf ein Eertificat des k. k. 
Hauptſteueramtes in K. vom 22. April 1870, in welchem beſtätigt 
wird, daß die Grundparcelle Nr. 144 in B. zur Realität Nr. 14 in 
B. zugemeſſen iſt. Dieſer Urkunde ſteht jedoch das Bedenken entgegen 
(8 27 G. G.), daß fie nrit dem Kataſter nicht vollkommen übereinſtimmt, 
indem im Kataſtar die Grundparcelle Nr. 144 als „ſtrittig“ mit der 
Gemeinde und mit Nr. 7 in S. bezeichnet iſt. Dies iſt nicht blos durch das 
von der Recurrentin beigebrachte ſteuerämtliche Certificat vom 8. Februar 
1878 erwieſen, ſondern dies wurde auch anläßlich der in der Kataſtral⸗ 
gemeinde B. zum Behufe der Anlegung des neuen Grundbuches für die 
Kataſtralgemeinde S. am 7. December 1877, ſomit vor dem Einlan⸗ 
gen des Geſuches des Wilhelm O., gepflogenen Erhebungen vom Erhe⸗ 
bungscommiſſär amtlich conſtatirt. Bei Vorlage dieſes Bedenkens aber 
und der conſtatirten Erſichtlichmachung der Strittigkeit im Kataſter kann 
im Grundbuche die Zugehörigkeit der ſtrittigen Parcelle auf Grund des 
veralteten und mit dem Kataſter nicht übereinſtimmenden Eertificates 
vom 22. April 1870 nicht angemerkt werden. 


Dem Reviſionsrecurſe des Wilhelm O. hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 28. Mai 1878, 3. 5880, Folge zu 
geben und unter Abänderung der angeſochtenen obergerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung vom 25. Februar 1878, 3. 6328, den Tabularbeſcheid des 
k. k. Bezirksgerichtes in K. vom 27. December 1877, Z. 58.898, zu 
beſtätigen befunden: 


1. weil das von dem Recurrenten mit ſeinem Tabulargeſuche 
de praes. 24. December 1877, 3. 58.898, sub It. A beigebrachte 
mit Beobachtung der geſetzlichen Förmlichkeiten ausgefertigte Certificat 
des k. k. Steueramtes zu K. vom 22. April 1870 eine öffentliche Ur⸗ 
kunde und an derſelben kein ſichtbarer, ihre Glaubwürdigkeit ſchwächender 
Mangel wahrzunehmen iſt, insbeſondere auch der Umſtand, daß darin 
einer in Bezug auf die Grundparcelle Nr. 144 in B. im Kataſter an⸗ 
geblich vorkommenden Streitigkeitsvormerkung keine Erwähnung geſchieht, 
als ein derlei die Glaubwürdigkeit ſchwächender ſichtbarer Mangel im 
Sinne des 8 27 G. G. nicht betrachtet werden kann, daher durch 
dieſes Certificat nach 8 112 a. G. O. voller Beweis darüber herge⸗ 
ſtellt iſt, daß die in der Kataſtralgemeinde B. vermeſſene Parcelle Nr. 
144 (Weide) im Ausmaße per 640 Quadratklafter zur Realität Nr. 
14 in B. zugemeſſen und daſelbſt ſeit dem Beſtande des neuen Kata: 
ſters verſteuert wird, mithin die auf Grund dieſes ſteuerämtlichen Cer⸗ 
tificates lit. A und des noch weiters sub lit. B beigebrachten, ebenſalls 
vorſchriſtsmäßig ausgefertigten und keine ſeine Glaubwürdigkeit ſchwächen⸗ 
den ſichtbaren Mängel an ſich tragenden Amtszeugniſſes der Gemeinde⸗ 
vorſtehung zu B. vom 22. December 1877, daß der Recurrent dieſe 
ſeiner Realität Nr. 14 in B. zugemeſſene Grundparcelle Nr. 144 
auch thatſächlich benütze, die mit dem Tabularbeſcheide vom 27. Decem⸗ 
ber 1877, 8. 58.898, bewilligte grundbücherliche Anmerkung der Zu⸗ 
gehörigkeit dieſer Grundparcelle zu der Realität Nr. 14 in B. gerecht⸗ 
fertigt erſcheint, zumal da die Beweiskraft einer vorſchriſtsmäßig aus⸗ 
gefertigten Urkunde von ihrem Alter ganz unabhängig iſt, und folglich 
auch der Umſtand, daß das mehrerwähnte ſteuerämtliche Certificat 
lit. A ſchon vor acht Jahren, das iſt am 20. April 1870, ausgeſtellt 
wurde, deſſen Glaubwürdigkeit nicht zu ſchwächen vermag; 

2. weil der Bewilligung dieſer Zugehörigkeitsanmerkung das 
von Anna N. als Beſitzerin der Realität Nr. 7 in der Gemeinde S. 
mit ihrem wider dieſelbe eingebrachten Appellationsrecurſe de praes 
19. Februar 1878, 3. 8006, sub Nr. 5 vorgelegte Certificat des näm⸗ 
lichen Steueramtes K. vom 8. Februar 1878, in welchem beſtätigt wird, 
daß die Parcelle Nr. 144 (Weide) im Ausmaße per 640 Quadratklaf⸗ 
ter in B. zu der Realität Nr. 14 den Erben nach Jacob O. gehörig 
zugeſchrieben iſt und laut Anmerkung des Parcellenprotokolles als „ſtrittig 
mit der Gemeinde und mit Nr. 7 in S.“ erſichtlich gemacht erſcheint, 
ſchon aus dem formellen Grunde, daß nach Abſatz 2 des 8 126 G. G. 
im Recurſe gegen einen Tabularbeſcheid weder neue Angaben gemacht, 
noch demſelben neue Urkunden beigelegt werden dürfen, woraus folgt, 
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daß — wenn dies dennoch geſchehe — diefelben in höherer Inſtanz 
unberückſichtigt zu bleiben haben, abgeſehen davon aber ſelbſt dann nicht 
im Wege ſtehen würde, wenn er vom Recurrenten ſelbſt mit ſeinem 
Tabulargeſuche beigebracht worden wäre, indem die grundbücherliche 
Zugehörigkeitsanmerkung eines Grundſtückes zu einer Realität noch 
keinen definitiven Ausſpruch über das Eigenthumsrecht auf dasſelbe in⸗ 
volvirt, ſondern blos die Erſichtlichmachung des factiſchen Beſitzſtandes 
behufs Herſtellung der Uebereinſtimmung des Grundbuches mit dem 
Kataſter iſt, welche Erſichtlichmachung den durch die Streitigkeitsanmer⸗ 
kung angedeuteten und im Vergleichs⸗ oder ordentlichen Rechtswege 
auszutragenden Anſprüchen dritter Perſonen auf dasſelbe Grundſtück 
nicht präjudicirt; endlich 

3. weil auch aus der Thatſache, daß bei der Neuanlegung des 
Grundbuches für die Kataſtralgemeinde S. im Bezirksgerichtsſprengel 
S. in Bezug auf die in dieſer Gemeinde gelegene Realität Nr. 7 in S. 
die Identität des zu derſelben gehörigen Grundſtückes Nr. top. 249 
mit der in Rede ſtehenden Grundparcelle Nr. 144 in B. im Bezirks⸗ 
gerichtsſprengel K. durch eine daſelbſt gepflogene Theilerhebung von 
dem betreffenden Erhebungscommiſſär als conſtatirt erklärt und in 
deſſen Folge dieſe Grundparcelle, als zur Realität Nr. 7 in S. gehö⸗ 
rig, in den Beſitzbogen derſelben eingetragen wurde, ein Grund zur 
Abweiſung des Tabulargeſuches des Recurrenten de prae . 24. Decem⸗ 
ber 1877, Z. 58.898, ebenfalls nicht hervorgeholt werden kann, indem 
die Beurtheilung und Erledigung dieſes Tabulargeſuches Seitens des 
k. k. Bezirksgerichtes in K. als competenten Tabularrichters einerſeits, 
und die behufs Neuanlegung des Grundbuches für die im Bezirksgerichts⸗ 
ſprengel S. gelegene Gemeinde S. den hiezu berufenen Organen des 
letztgenannten k. k. Bezirksgerichtes obliegenden Acte andererſeits ganz 
heterogene und nach durchaus verſchiedenen geſetzlichen Beſtimmungen 
vorzunehmende Amtshandlungen ſind, es daher unſtatthaft erſcheint, die 
Function des Tabularrichters durch die amtswegige Berückſichtigung 
eines Ergebniſſes der zum Zwecke der Neuanlegung eines Grundbuches 
gepflogenen Erhebungen beeinflußen zu laſſen, zumal da auch derlei 
Ergebniſſe noch kein Definitivum des neuangelegten Grundbuches bilden, 
ſondern noch dem Richtigſtellungsverfahren unterliegen, in welchem es 
auch in dem gegenwärtigen Falle dem Recurrenten als Eigenthümer 
der Realität Nr. 14 in B. und der Anna N. als Eigenthümerin der 
Realität Nr. 7 in S. unbenommen ſein wird, ihre divergirenden An⸗ 
ſprüche auf die in Rede ſtehende Grundparcelle Nr. 144 in B. zur 
Austragung zu bringen Notariats⸗Zeitſchrift. 


Geſetze und Verordnungen ). 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 1828. 


I. Stück. Ausgeg. am 10. Jänner. 

1. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 25. December 1877, wegen 
Ermächtigung des k. k. Nebenzollamtes I. Inſtanz in Seidenberg zur Austritts⸗ 
behandlung von Zucker. 

2. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 24. December 1877, 
wegen Uebertragung der bisher von dem Salzverſchleiß⸗Magazinsamte in Gmunden 
beſorgten Geſchäfte der dortigen Puncirungsſtätte an das Hauptſteueramt daſelbſt. 

3. Geſetz vom 31. December 1877, womit die Beſtimmungen der Straf⸗ 
proceßordnung über Nichtigkeitsbeſchwerden ergänzt und abgeändert werden. 

4. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 3. Jänner 1878, betreffend 
die Errichtung eines Nebenzollamtes II. Claſſe in Neu⸗Itzkani (Straß). 


II. Stück. Ausgeg. am 22. Jänner. 


5. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſter des Innern vom 31. December 1877, betreffend die 
Beſorgung der Angelegenheiten der katholiſchen Pfarrgemeinden durch die Orts⸗ 
gemeinde⸗Vertretungen. 


„9 Wir haben beſchloſſen, die Rubrik „Verordnungen“ in der Weiſe zu er⸗ 
weitern, daß wir künftig unter der Ueberſchrift „Geſetze und Verordnungen“ neben 
den wie bisher in extenso gebrachten ungedruckten Verordnungen der Central⸗ 
ſtellen aus den in Druck erſcheinenden Geſetz⸗ und Verordnungsblättern die 
Inhaltsangabe bringen. Wir machen damit heute, bis auf das Neujahr 1878 
zurückgreifend, den Anfang. Die Redaction. 


6. Geſetz vom 3. Jänner 1878, womit die Aushebung der zur Erhaltung 
des ſtehenden Heeres (Kriegsmarine) und der Erſatz⸗Reſerve erforderlichen Reeruten⸗ 
Contingente im Jahre 1878 bewilliget wird. 

7. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht und des Finanz⸗ 
miniſters vom 4. Jänner 1878, zur Ergänzung der Beſtimmungen der 88 4 und 
34 der Vollzugsvorſchrift vom 25. März 1875 (R. G. Bl. Nr. 39) zum Geſetze 
vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 51) über die Religionsfondsbeiträge. 

8. Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium des Innern vom 8. Jänner 1878, womit in Ergänzung und theil⸗ 
weiſer Abänderung der im Punkte 3 der Vorbemerkungen zu dem Aichgebühren⸗ 
Tarife vom 19. December 1872 (R. G. Bl. Nr. 171) enthaltenen Beftimmungen 
die den Aichbedienſteten bei Vornahme von Aichungen außerhalb des Aichamtes 
und für die techniſche Aſſiſtenzleiſtung bei polizeilichen Reviſionen zukommenden 
Gebühren feſtgeſetzt werden. 

9. Geſetz vom 11. Jänner 1878, wodurch Beſtimmungen in Anſehung 
des Contadinen⸗ und Colonen⸗Verhältniſſes in den gegenwärtigen Gerichtsbezirken 
Raguſa, Raguſa⸗Vecchia, Stagno und Sabioncello im Königreiche Dalmatien ge⸗ 
troffen werden. 

III. Stück. Ausgeg. am 5. Februar. 


10. Gefetz vom 6. Jänner 1878, betreffend die theilweiſe Aenderung des 
Uebereinkommens mit der privilegirten Südbahngeſellſchaft vom 13. April 1867 
(R. G. Bl. Nr. 69) und des mit derſelben am 10. Juni 1874 abgeſchloſſenen 
Vertrages (R. G. Bl. Nr. 84). 5 

11. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 27. Jänner 1878, be⸗ 
treffend die Einrichtung, Aichung und Stämpelung des Stampfer'ſchen Viſir⸗ 
ſtabes zur Beſtimmung des Rauminhaltes von Fäſſern, cylindriſchen und coniſchen 
Gefäßen (Bottichen) und prismatiſchen Körpern. 


IV. Stück. Ausgeg. am 13. Februar 1878. 
12. Conceſſionsurkunde vom 28. November 1877, für die Locomotiv⸗ 
Eiſenbahn Wien⸗Aſpang. 
13. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 29. Jänner 1878, über 
das Erlöſchen der Conceſſion für die Locomotiv⸗Eiſenbahn von Wien nach Vöslau. 


V. Stück. Ausgeg. am 22. Februar. 

14. Geſetz vom 23. Jänner 1878, betreffend die Errichtung des Joſef 
Graf Baworowski'ſchen Fideicommiſſes. 

15. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 29. Jänner 1878, betreffend 
Aenderungen des Gebietsumſanges mehrerer Bezirksgerichts⸗ und Gerichtshofs⸗ 
ſprengel in den Königreichen Galizien und Lodomerien und dem Großherzogthume 
Krakau. 

16. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 11. Februar 1878, be⸗ 
treffend Abänderungen einiger conceſſionsmäßiger Tarifbeſtimmungen der k. k. 
priv. Eiſenbahn Pilſen⸗Prieſen (Komotau). 

17. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 18. Februar 1878, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinden Mezlet und Brzie zu dem Sprengel des Bezirks⸗ 
gerichts Bömiſch⸗Skalitz in Böhmen. 


VI. Stück. Ausgeg. am 16. März. 


18. Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 27. Februar 1878, be⸗ 
treffend die Befähigungs⸗Prüfungen für Ackerbauſchulen. 

19. Geſetz vom 2. März 1878, betreffend die Steuer⸗ und Gebühren⸗ 
freiheit eines Anlehens der Donauregulirungs⸗Csmmiſſion per 6,500.000 fl. und 
die Verwendbarkeit der Theilſchuldverſchreibungen desselben zur fruchtbringenden 
Anlegung von Stiſtungs⸗, Pupillar⸗ und ähnlichen Capitalien. 


VII. Stück. Ausgeg. am 27. März. 


20. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 15. März 1878, über die 
Fahrgebühren der Diurniſten bei Dienſtreiſen auf Eiſenbahnen oder mittelſt 
Dampfſchiffes. 

21. Verordnung des Handelsminiſters vom 20. März 1878, betreffend 
die Abänderung einiger Beſtimmungen der mit Verordnung vom 25. Juli 1877 
(R. G. Bl. Nr. 69) eingeführten neuen Faſſung des § 48 des Betriebs⸗Regle⸗ 
ments für die Eiſenbahnen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

22. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Finanzen und des 
Handels vom 24. März 1878, betreffend das Verbot der Ein⸗ und Durchfuhr 
von Hadern, für den Handel beſtimmten alten Kleidern, nicht gereinigter Leib⸗ 


wäſche und nicht gereinigtem Bettzeuge aus der Türkei, Montenegro, Serbien, 
Rumänien und Beßarabien. 
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VIII. Stück. Ausgeg. am 30. März. 


23. Geſetz vom 29. März 1878, betreffend die Verlängerung der Wirkſam⸗ 
keit des Geſetzes vom 24. December 1867 (R. G. Bl. 1868, Nr. 2) über die 
Beitragsleiſtung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zu dem 
Aufwande für die allen Ländern der öſterreichiſchen Monarchie gemeinſamen An⸗ 
gelegenheiten, des auf Grund des Geſetzes vom 27. März 1869 (R. G. Bl. 
Nr. 117) abgeſchloſſenen Uebereinkommens wegen gegenſeitiger Feſtſtellung der Aus⸗ 
lagen im Zollgefälle, des Geſetzes vom 24. December 1867 (R. G. Bl. 1868, Nr. 4), 
betreffend das Zoll⸗ und Handelsbündniß zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Länderu und den Ländern der ungariſchen Krone, des Geſetzes 
vom 27. December 1862 (R. G. Bl. 1863, Nr. 2), in Betreff der Abſchließung 
eines Uebereinkommens mit der öſterreichiſchen Nationalbank, des Vertrages mit der 
Geſellſchaft des öſterreichiſch⸗ungariſchen Lloyd wegen Beſorgung des Seepoſtdienſtes 
vom 18. November 1871 (R. G. Bl. 1872, Nr. 157) und des Vertrages mit 
der Geſellſchaft des öſterreichiſch⸗ungariſchen Lloyd vom 26. April 1872 über den 
Betrieb einer directen und regelmäßigen Poſtdampferlinie zwiſchen Trieſt und 
Bombay (R. G. Bl. 1872, Nr. 72) bis Ende Mai 1878. 

24. Kundmachung vom 29. März 1878, betreffend die Verlängerung des 
Handels⸗ und Schifffahrts⸗Vertrages mit Italien. 


IX. Stück. Ausgeg. am 31. März. 

25. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 19. März 1878, betreffend 
die Ermächtigung des königl. ungar. Nebenzollamtes I. Claſſe in Svosmyöb zur 
Austrittsbehandlung von Zucker. 

26. Uebereinkommen vom 30. März 1878, zwiſchen der k. k. Regierung 
und der priv. öſterreichiſchen Nationalbank auf Grund des Geſetzes vom 29. März 
1878 (R. G. Bl. Nr. 23), betreffend die zweimonatliche Verlängerung des 
Bankprivilegiums. 

X. Stück. Ausgeg. am 31. März. 
27. Finanzgeſetz für das Jahr 1878, vom 30. März 1878. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Forſtrathe und Landes⸗Forſtinſpector für 
Böhmen Edmund Swoboda das Ritterkreuz des Franz Joſeſs⸗Ordens, den 
Forſtmeiſtern Wilhelm Soucha, Vincenz Funke und Alvis Nedobity das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone und dem Oberförſter Friedrich Schwarz 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Franz Gireſch zum 
Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Ignaz Bernfuß zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. a 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Heinrich Koch zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Bauadjunctenſtelle für Tirol und Vorarlberg mit der zehnten Rangsclaſſe, 
bis 9. September. (Amtsbl. Nr. 201.) 


Im Verlage der Buchhandlung Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt 11, iſt ſoeben erſchienen: 


Die Dienſtboten⸗Ordnung für das flache Land von 
Niederöſterreich 
vom 22. Jänner 1877 (L. G. B. Nr. 6.) 


Verſehen mit mehreren für den Amtsverkehr eingerichteten Formularien, 
dem Geſetzestexte und einem alphabetiſchen Sachregiſter. 


Zum Gebrauche für Gemeindevorſteher wie auch für Private. 
Vearbeitet und zuſammengeſtellt von 


Dr. Teopold Preleuthner, 
Conceptsprakticanten der k. k. n. ö. Statthalterei. 


Preis 30 kr., mit Poſtverſendung 32 kr. 


————— 


“Hierzu als Beilage: Bogen 20 und 21 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. a: 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


